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IM BLICKFELD

Die Angst vor Immobilien

Es sind die zwei Seiten derselben Medaille. Die Deutschen investie-
ren trotz der stetig steigenden Preise für Grundstücke, Objekte oder 
das Bauen immer mehr Geld in Immobilien. Zum Ende des ersten 
Quartals des Jahres 2021 belief sich die Summe der von den Banken 
für den Wohnungsbau vergebenen Kredite laut Deutscher Bundes-
bank auf insgesamt rund 1,59 Billionen Euro. Ende 2019 waren es 
1,47 Billionen Euro, Ende des Jahres 2018 nur 1,39 Billionen Euro. 
Das aktuelle Baufi-Barometer der ING Deutschland, für das die 
Kundendaten der vergangenen sechs  Jahre ausgewertet wurden, 
zeigt einen sehr stabilen Darlehensbestand, der im November bei 
rund 56 500 Darlehensverträgen stand. Sechs Jahre zuvor (2016) 
waren es 55 300. Parallel stieg die Zinsbindungsdauer bei den Bau-
finanzierungen im gleichen Zeitraum von durchschnittlich 10,7 auf 
12,4 Jahre an. Dabei werden laut ING Immobilien vermehrt als 
Kapitalanlage genutzt. Waren 2016 noch 80,4 Prozent aller ING-
finanzierten Objekte für die eigene Nutzung vorgesehen, so ist 
dieser Wert 2021 auf 74,8 Prozent gesunken. Gleichzeitig stieg der 
Anteil bei den vermieteten Immobilien von 15,9 auf 21,8 Prozent. 

Für die deutsche Bankenaufsicht wird dieser „Traum von der Im-
mobilie“, der natürlich gut für die deutsche Kreditwirtschaft ist, 
hält das doch in Zeiten von Null- und Negativzins wenigstens über 
Volumensteigerungen die Rückgänge des Zinsergebnisses einiger-
maßen in Grenzen, immer mehr zum Albtraum. Die Bundesbank 
warnt seit vielen Jahren in den Finanzstabilitätsberichten vor den 
Risiken, die von überteuerten Immobilien ausgehen. Aktiv gewor-
den sind die Aufseher aber noch nicht, die makroprudenziellen In
strumente sind nach vor in der Schublade, nicht zuletzt weil diese 
einen erheblichen Eingriff in die Privatsphäre darstellen. 

Die BaFin unter ihrem neuen Präsidenten Mark Branson ist da we-
niger zimperlich. Zum Entsetzen der kreditwirtschaftlichen Verbän-
de plant sie den antizyklischen Kapitalpuffer, der seit 2020 wegen 
der Bewältigung der Corona-Pandemie ausgesetzt war, zeitnah 
wieder zu aktivieren. Doch statt 0,25 Prozent der risikogewichteten 
Aktiva auf inländische Risikopositionen müssen die Institute den 
Plänen zufolge nun stolze 0,75 Prozent zurücklegen. Hinzu kommt 
nach den BaFin-Plänen ein „sektoraler Systemrisikopuffer“ von 2,0 
Prozent der risikogewichteten Aktiva auf mit Wohnimmobilien be-
sicherte Kredite. Das erhöht die Kapitalanforderungen enorm. Für 
den antizyklischen Kapitalpuffer müssen rund 17 Milliarden Euro 
zusätzlich aufgewendet werden, für den sektoralen Systemrisiko-
puffer noch einmal 5 Milliarden Euro. Laut BaFin können die Insti-
tute die Anforderungen, die voraussichtlich ab 2023 vollständig zu 
erfüllen sind, fast vollständig aus bestehendem Überschusskapital 
erfüllen können, nur bei wenigen Instituten ergebe sich ein zusätz-
licher Kapitalbedarf in geringer Höhe, heißt es. 

„Mit diesen Kapitalpuffern tragen wir nicht nur den zyklischen Risi-
ken Rechnung, sondern begegnen auch zielgenau den spezifischen 
Finanzstabilitätsrisiken am Wohnimmobilienmarkt, wo Preis- und 
Kreditwachstum momentan sehr stark sind“, begründet Branson die 
Maßnahme. Ergänzend zu den Kapitalmaßnahmen mahnt die Auf-
sicht Banken, Versicherungsunternehmen und andere Kreditgeber, 
angesichts der aktuellen Entwicklungen am Markt für Wohnimmo-
bilien bei der Neukreditvergabe besonders vorsichtig zu sein. Sie er-
wartet eine konservative Bewertungs- und Kreditvergabepraxis, die 
Finanzierungen mit hohem LTV restriktiv behandelt und eine solide 

Schuldentragfähigkeit der Kreditnehmer dauerhaft, also auch in 
Stressphasen wie bei steigenden Zinsen, sicherstellt. 

Genau das ist es aber doch, was die Deutsche Bundesbank den 
Banken und Sparkassen im Finanzstabilitätsbericht zugutehält. 
„Zwar steigt die Verschuldung der Haushalte bereits seit einigen 
Jahren, aktuell sehen wir aber keine stark nachlassenden Kredit-
vergabestandards“, sagte Vizepräsidentin Claudia Buch bei der 
Vorstellung des Berichts im November 2021. Aber auch die Bun-
desbank fürchtet, dass das Bewusstsein für Risiken in der aktuellen 
Phase abnehmen könnte. So habe sich der Frühwarnindikator der 
Bundesbank, der die Wahrscheinlichkeit von Finanzkrisen signali-
siert, während der Pandemie weiter erhöht. Entsprechend hält 
auch die Deutsche Bundesbank die Aktivierung des antizyklischen 
Kapitalpuffers für richtig. Anders als die Bankenlobbyisten, die die 
Entscheidung scharf kritisieren und die Finanzierung des Auf-
schwungs in Gefahr sehen. 

Ganz so schlimm wird es wahrscheinlich nicht kommen. Aber ein 
Geschmäckle hat es schon, dass die Bankenaufsicht Entwicklungen 
kritisiert, für die die Zentralbanken selbst verantwortlich zeichnen. 
Gäbe es über den Zins Anlagealternativen, würde sicherlich we
niger Geld in den Immobilienmarkt fließen. Aber solange sich an 
der Geldpolitik nichts ändert, wird die Nachfrage weiterhin das 
Angebot übersteigen, was der Sorge vor einem Platzen der 
vermeintlichen Immobilienblase einiges an Kraft nimmt. � P.O.

Investmentmarkt Deutschland:  
nichts für Anfänger 

„Deutscher Investmentmarkt stellt Fabelrekord auf.“ Dass so  
einmal die Headline für das Immobilienjahr 2021 lauten würde, 
hätten ex ante wohl nicht einmal die kühnsten Optimisten für 
möglich gehalten. Tatsächlich hat JLL aber genau diese Formu
lierung gewählt, und zwar völlig zu Recht: Das Transaktions
volumen (inklusive Mietwohnungen) summierte sich zum Jahres-
ende auf insgesamt 111 Milliarden Euro, gleichbedeutend mit 
einem satten Plus von 36 Prozent gegenüber 2020. 

Natürlich ist dieses neue Allzeithoch wesentlich geprägt von der 
23,5 Milliarden Euro schweren Elefantenhochzeit von Vonovia und 
Deutsche Wohnen. Doch selbst wenn man diesen Sondereffekt he-
rausrechnet, käme man mit 87,5 Milliarden Euro noch immer ganz 
nah an das bisherige Rekordjahr 2019 heran. Kurzum: Trotz strikter 
Corona-Regeln und zahlreicher Lockdowns war die Attraktivität 
des deutschen Immobilienmarktes auch 2021 ungebrochen hoch, 
und dies gilt im Übrigen quer durch alle Sektoren. Vom Boom bei 
Logistik-, Wohn- und Gesundheitsimmobilien einmal ganz abgese-
hen, vermochten selbst die gebeutelten Sorgenkinder Hotel und 
Retail zum Jahresende 2021 wieder optimistische Signale auszu-
senden.

Dass die Stimmung unter institutionellen Anlegern grundsätzlich 
gut ist, kommt denn auch in dem eben erschienenen „Trendbaro-
meter Immobilien-Investmentmarkt 2022“ von EY Real Estate zum 
Ausdruck. Hier schätzen 96 Prozent der 220 Befragten Immobilien-
Investments in Deutschland im Jahr 2022 als „attraktiv“ oder „sehr 
attraktiv“ ein – im Vorjahr hatte dieser Wert gar noch etwas darü-
ber bei 98 Prozent gelegen. Zudem erwarten 62 Prozent eine Seit-
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Als zweischneidiges Schwert erachtet Schulz-Wulkow derweil die 
anziehende Inflation. Kurzfristig werde sie wohl als zusätzlicher 
Treiber für den Immobilien-Investmentmarkt wirken. Mittelfristig 
hänge aber viel davon ab, ob und wann die Geldpolitik reagiert. 
„Und langfristig müssen wir uns die Frage stellen, wie lange die 
Mietentwicklung der Teuerung nachfolgen kann“, gibt der EY-Chef 
zu bedenken. Wie könnte nun also die Überschrift für das Immobi-
lienjahr 2022 in rund zwölf Monaten lauten? Angesichts der vielen 
janusköpfigen Phänomene ist das diesmal besonders undankbar zu 
prognostizieren. „Ein Markt für Profis“ scheint man die Gemenge-
lage aber schon halbwegs trefflich zusammenzufassen. � ph

Nachhaltige Immobilien sind  
keine Erfindung unserer Zeit

Es begann als ausgefallenes Projekt auf dem Grundstück einer exzen-
trischen Unternehmerfamilie – und machte schnell Schule: Plötzlich 
wollte jeder Bauherr in New York einen Dachgarten als gemeinsam 
nutzbare Grünfläche auf seinem Gebäude. Eine Modeerscheinung 
unserer Zeit? Mitnichten, denn die Rede ist hier nicht vom „Urban 
Gardening“. Wir sprechen von einem Bautrend aus den 1890er-Jah-
ren, der durch die Entwicklung des ersten „Madison Square Garden“ 
im Eigentum von Cornelius Vanderbilt befeuert wurde. Mit anderen 
Worten: Die Forderung nach „mehr Grün“ oder auch „mehr Ge-

wärtsbewegung des (um den Vonovia-Deal bereinigten) Transakti-
onsvolumens. Rund ein Drittel prognostiziert gar ein steigendes 
Transaktionsvolumen. Ist somit also alles eitel Sonnenschein in der 
deutschen Immobilienwirtschaft? Für EY-Real-Estate-Chef Christi-
an Schulz-Wulkow wäre diese Einschätzung zu kurz gegriffen. Ja, 
die Branche sei bislang besser durch die Krise gekommen, als es die 
meisten erwartet hätten. „Für Entwarnung oder gar Sorglosigkeit 
gibt es allerdings keinen Anlass“, so Schulz-Wulkow im Rahmen 
der Studienvorstellung. 

Tatsächlich werden sich Corona, Lieferengpässe, Inflationsdruck 
(und damit die Gefahr steigender Zinsen), Nachhaltigkeit oder die 
die noch immer weitgehend ungeklärte Zukunft der (Büro-)Arbeit 
2022 nicht einfach in Luft auflösen. Ein umsichtiges Vorgehen ist 
also mehr denn je angezeigt. Das gilt vor allem mit Blick auf die 
hohe Dynamik beim Thema ESG, denn hier trennt sich jetzt doch 
scheinbar ziemlich zügig die Spreu vom Weizen. So geben sage 
und schreibe 79 Prozent der von EY befragten Immobilienprofis an, 
dass mittlerweile Preisaufschläge für ESG-konforme Immobilien 
am Markt zu beobachten sind. Aus ureigenstem Interesse müsse 
die Immobilienwirtschaft deshalb nun die nachhaltige Transforma-
tion voll angehen – ansonsten drohe eine nicht zu unterschätzen-
de Abqualifizierung der Assets, ist Schulz-Wulkow überzeugt. Ein 
sicher richtiger Befund, der angesichts ohnehin schon niedriger 
Renditen sowie einem ausgeprägten Handwerker- und Material-
mangel allerdings nicht leichter in die Tat umzusetzen ist. 

Die privaten Bausparkassen nehmen Abschied von

Dr. Otto Schäfer
der am 27. Dezember 2021 im Alter von 91 Jahren verstorben ist. 

Dr. Otto Schäfer hatte von 1986 bis 1992 den Vorsitz des Verbands  
der Privaten Bausparkassen inne. Zuvor war er dreizehn Jahre lang Vorsitzender  

des Rechtsausschusses des Verbands. Er hatte maßgeblichen Anteil an der Entstehung  
des Bausparkassengesetzes und seiner Novellierungen. Als Mitverfasser des Kommentars  

zum Bausparkassengesetz erwarb sich der promovierte Jurist hohes Ansehen weit über  
die Bausparbranche hinaus. Mit großem Erfolg engagierte sich Dr. Otto Schäfer für  

die Einführung des Bausparens in Osteuropa. Zwischen 1991 und 1994 war er  
Präsident der Europäischen Bausparkassenvereinigung. 

Die privaten Bausparkassen schulden Dr. Otto Schäfer großen Dank.  
Sie werden ihm ein ehrendes Andenken bewahren.

Verband der Privaten Bausparkassen e.V.

Bernd Hertweck 
Vorsitzender

Christian König 
Hauptgeschäftsführer
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meinschaft“ in den Metropolen ist kein neues Phänomen. Sie prägt 
Immobilienentwicklungen bereits seit Jahrhunderten. Entsprechen-
de Forderungen und Kriterien sind nicht erst durch das Aufkommen 
des ESG-Begriffs entstanden. Vielmehr ist es genau umgekehrt – 
die umwelt- und sozialrelevanten Kriterien, die eine weitsichtige 
Entwicklertätigkeit schon immer geprägt haben, erhalten nunmehr 
einen rechtlich verbindlichen Rahmen.

Besonders interessant ist daher der Blick auf diejenigen Projekte, 
die vor fünf oder zehn Jahren konzipiert wurden und inzwischen 
entwickelt sind. Beispielsweise wurden bereits Anfang und Mitte 
der 2010er-Jahre Inklusionswohnungen im Rahmen einer breit 
durchmischten Wohnprojektentwicklung realisiert – inklusive Ge-
meinschaftsflächen als gemeinsamer Lebensmittelpunkt. Auch 
wenn es damals noch nicht unbedingt „Quartier“ hieß, wurden be-
reits Kriterien erfüllt, die heutzutage klar zum „S“ in ESG zählen. 
Besonders aber lohnt sich ein Blick auf die Projekte aus dem ver-
gangenen Jahrzehnt, bei denen die derzeit wichtigen nachhaltigen 
Entwicklerstrategien erstmals in ihren Vorformen umgesetzt wur-
den. Wer sich intensiv mit solchen Projekten beschäftigt, erhält 
wichtige Erkenntnisse für die Zukunft: Er kann ermitteln, wie sich 
die damaligen Konzepte noch verbessern lassen. Beispielsweise hat 
sich gezeigt, dass Inklusionswohngemeinschaften umso besser 
funktionieren, je mehr Bewohner sich eine Einheit teilen. Auch die 
tatsächliche Nutzung der Freizeit- und Gemeinschaftsflächen lässt 
wichtige Rückschlüsse für kommende Entwicklungen zu.

Ähnlich wichtig ist jedoch auch die Tatsache, dass sich solche Im-
mobilien noch Jahre nach Baufertigstellung ohne großen Zusatz-
aufwand managen lassen – und auch die dahinterliegenden wirt-
schaftlichen Konzepte erfolgreich sind. Dies gilt zum Beispiel für 
die Quersubventionierung einzelner Wohneinheiten für Studenten 
oder Menschen mit geringerem Einkommen durch die übrigen 
nicht preisgedämpften Wohnungen. Der wirtschaftliche Erfolg die-
ser Immobilien schafft dann den Beweis, dass sich für institutio-
nelle wie auch für private Anleger Fondsprodukte, die auf ökolo-
gisch und sozial nachhaltigen Wohnportfolios basieren, allemal 
durchsetzen können. Aber auch für den Gesetzgeber kann sich ein 
solcher Blick auf bestehende Projekte durchaus lohnen. Sie zeigen, 
was in Sachen ESG-Richtlinien machbar und gleichzeitig bezahlbar 
ist – im Unterschied zu den immer höheren Standards, die gesetz-
lich vorgegeben werden, aber aus Sicht des Entwicklers in einigen 
Fällen schlichtweg unwirtschaftlich sind.

Jürgen F. Kelber, Geschäftsführender Gesellschafter,  
Dr. Lübke & Kelber GmbH, Frankfurt am Main

Gewerbemiete und Corona:  
die diplomatische Lösung des BGH 

Seit knapp zwei Jahren ist die Bevölkerung dazu gezwungen, sich 
mit den Auswirkungen und Folgen des Coronavirus auseinander-
zusetzen. Vermieter und Mieter gewerblich gemieteter Räume be-
schäftigt dabei überwiegend die Frage, ob und in welchem Umfang 
Mieter während der behördlich angeordneten Betriebsschließung 
weiterhin zur Mietzahlung verpflichtet sind. Bisher waren sich die 
Gerichte bei dieser Frage uneinig. Viele Gerichte vertraten eine ver-
mieterfreundliche Ansicht und lehnten die von den Mietern be-
gehrte Vertragsanpassung mit Verweis auf das Verwendungsrisiko 
des Mieters ab. Einige Gerichte vertraten dagegen eine vermitteln-

de Lösung und stellten fest, dass das Risiko der pandemiebeding-
ten Betriebsschließungen keiner Partei allein zugeordnet werden 
könne und gewährten Mietreduzierungen von bis zu 50 Prozent.

Das nun am 12. Januar 2022 vom Bundesgerichtshof (BGH) ver-
kündete Urteil wurde daher mit Spannung erwartet. Ausgangs-
punkt der Entscheidung war die Betriebsschließung eines Textil-
händlers während des ersten Lockdowns. Der BGH stellte zunächst 
klar, dass kein Mangel vorlag, da die Betriebsschließung nicht an 
die konkrete Beschaffenheit oder Lage des Mietobjekts anknüpfte. 
Damit ist eine Minderung kraft Gesetzes ausgeschlossen. Der BGH 
stellte auch fest, dass dem Vermieter die vertraglich geschuldete 
Gebrauchsüberlassung nicht unmöglich war. Der Vermieter hatte 
dem Mieter das Mietobjekt bereits übergeben. Eine Einstands-
pflicht für das Ausbleiben von Schließungsanordnungen hatte er 
nicht übernommen. 

Entscheidend kam es damit auf die Grundsätze der Störung der 
Geschäftsgrundlage, § 313 Absatz 1 BGB an. Der BGH bestätigte, 
dass pandemiebedingte Betriebsschließungen eine schwerwiegen-
de Veränderung der Geschäftsgrundlage darstellen, die von keiner 
der Parteien vorauszusehen waren und die Parteien den Miet
vertrag nicht oder nicht so geschlossen hätten. Ein Anspruch auf 
Anpassung des Mietvertrags besteht jedoch nur dann, wenn zu-
sätzlich einer Partei (hier dem Mieter) das weitere Festhalten am 
unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden kann. Dies erfor-
dere – so der BGH – eine umfassende Abwägung aller Umstände 
des Einzelfalls. Eine pauschale Mietreduzierung, wie zum Beispiel 
eine 50/50-Regelung, lehnte der BGH ab.

In Bezug auf die Abwägung gibt der BGH folgende Hilfestellung: 
Im Ausgangspunkt kommt es auf den Umsatzrückgang des Mieters 
für die Zeit der Schließung, bezogen auf das konkrete Mietobjekt 
an. Eine Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz des Mieters ist 
nicht erforderlich. Der Mieter muss sich sodann die zum Ausgleich 
erhaltenen staatlichen Leistungen, sowie etwaige Leistungen einer 
einstandspflichtigen Betriebsversicherung, anrechnen lassen. 
Staatliche Unterstützungsleistungen auf Basis eines Darlehens 
sind außer Acht zu lassen, da diese vom Mieter zurückzuzahlen 
sind. Letztlich muss sich der Mieter auch anrechnen lassen, welche 
Maßnahmen er ergriffen hat oder ergreifen konnte, um die dro-
henden Verluste während der Geschäftsschließung zu mindern.

Unter Berücksichtigung dieser Vorgaben, die je nach Fall aus
füllungsbedürftig sind, ist zukünftig jeder Einzelfall von den Ge-
richten gesondert zu bewerten. Die Darlegungs- und Beweislast 
liegt zunächst bei den Mietern. Im Falle einer gerichtlichen Aus
einandersetzung sind diese verpflichtet, relevante betriebsbezo
gene Informationen offenzulegen. Die Erfolgsaussichten vor Ge-
richt sind aufgrund der gebotenen Einzelfallabwägung kaum vor-
herzusehen. 

Mit dem Urteil öffnet der BGH Mietern die Tür, Mietanpassungen 
geltend zu machen, um sie danach gleich wieder etwas zu schlie-
ßen, indem er den Mietern den Aufwand und das Risiko einer 
Einzelfallentscheidung auferlegt. Vermietern und Mietern gewerb-
licher Räume ist daher zu raten, außergerichtliche Einigungen zu 
treffen, mit denen beide Seiten einverstanden sind. 

Philipp Schönnenbeck, Rechtsanwalt, Partner, und  
Michelle Bucher, Rechtsanwältin, beide CMS Hasche Sigle Partner-

schaft von Rechtsanwälten und Steuerberatern mbB, Düsseldorf

 
 
Dieser Artikel ist urheberrechtlich geschützt. Die rechtliche Freigabe ist für den Abonnenten oder Erwerber ausschließlich zur eigenen Verwendung. 
Helmut Richardi Verlag GmbH



9

55

Future Office: anspruchsvoller Nachwuchs  

Man kennt das Phänomen: Die Highlights einer Party spielen sich 
regelmäßig in der Küche des Gastgebers ab. Auch in vielen Büros 
ist die Küche ein nicht zu unterschätzender „Kommunikations-
Hotspot“, der manchmal die besten Ideen zutage fördert. Aus be-
kannten Gründen kam derart spontaner Smalltalk in den vergan-
genen zwei Jahren jedoch viel zu kurz und man musste leidvoll 
feststellen, dass sich solche „magischen“ Momente nur schwer via 
Skype oder Teams reproduzieren lassen. Es ist natürlich nur ein Bei-
spiel von vielen, die erklären, warum das Büro trotz Homeoffice 
wohl auch künftig Dreh- und Angelpunkt der allermeisten Unter-
nehmen bleiben wird. Gleichzeitig wäre es gefährlich anzunehmen, 
dass die Arbeitswelten von morgen genauso aussehen werden wie 
heute. Ganz besonders gilt dies, wenn man sich nur einmal die Prä-
ferenzen der langsam in den Büros Einzug haltenden Nachwuchs-
kräfte vergegenwärtigt. Genau dieser Thematik widmet sich die 
neue Gemeinschaftsstudie „Back to the office“ des Fraunhofer-In
stituts, Engel & Völkers Commercial Berlin sowie der Euroboden 
GmbH, für die schwerpunktmäßig (54 Prozent) die Generationen 
„Z“ und „Y“ (18 bis 29 Jahre) befragt wurden. 

Weitgehend bestätigt wird dabei die Vermutung, dass es sich hier 
um eine doch sehr anspruchsvolle – böse Zungen sprechen mitun-
ter ja auch gerne von „verhätschelte“ – Alterskohorte handelt. Ins-

Im Alter von 91 Jahren verstarb am 27. Dezember 2021 der frühere Sprecher 
der ehemaligen Geschäftsführungen der Bausparkasse GdF Wüstenrot gGmbH  

und der Wüstenrot Holding GmbH

Dr. Otto Schäfer
27 Jahre hat Otto Schäfer mit hoher fachlicher Kompetenz und unternehmerischem Weitblick  

den Weg von Wüstenrot begleitet und geprägt. Er war ein Wegbereiter der heutigen Stärke  
der Bausparkasse. Auch nach seiner aktiven Zeit war er in verschiedenen Aufsichtsräten  
der W&W-Gruppe tätig. Sein Handeln war immer von dem Wunsch geleitet, Wüstenrot  

und der Württembergischen eine nachhaltige und dauerhafte Entwicklung  
in unternehmerischer Freiheit und Unabhängigkeit zu sichern. 

Wir trauern um eine außergewöhnliche Persönlichkeit, die mit großer Kraft und hohem Enthusiasmus 
ihre besonderen geistigen und menschlichen Qualitäten und Verbindungen viele Jahre in den Dienst 

der W&W-Gruppe gestellt hat.

Die Wüstenrot Stiftung, die Wüstenrot Holding AG und die W&W-Gruppe werden Dr. Schäfer  
ein ehrendes Andenken bewahren und sich seiner Lebensleistung stets mit Dankbarkeit  

und Hochachtung erinnern. Unser tiefes Mitgefühl gilt den Angehörigen.

Vorstand und Mitarbeiter der Wüstenrot Stiftung
Aufsichtsrat, Vorstand und Mitarbeiter der Wüstenrot Holding AG

Aufsichtsräte, Vorstände, Betriebsräte und Mitarbeiter 
der Wüstenrot & Württembergische-Gruppe

besondere Faktoren wie eine hervorragende digitale Infrastruktur 
sowie ein inspirierendes Umfeld, das die Nähe zu Bildungseinrich-
tungen, Start-ups und der Kreativbranche bietet, genießen für sie 
demnach einen hohen Stellenwert. Nichts einzuwenden hätte das 
Gros der Befragten darüber hinaus gegen besondere Dienstleistun-
gen, die das Arbeitsleben erleichtern, etwa personalisierte Food-De-
livery-Services. Dasselbe gilt für die Idee sogenannter Third Places 
als Alternative zu zentralen Unternehmensstandorten. 

An die Adresse von Unternehmenslenkern, denen das nun vermut-
lich den Angstschweiß auf die Stirn treibt, kann aber Entwarnung 
gegeben werden, denn die Studie enthält auch folgende Klarstel-
lung: „Luxus wird in Büros nicht gefordert und ist für die meisten 
nicht relevant. Das emotionale Erleben wird in erster Linie mit der 
sozialen Interaktion verknüpft, nicht aber mit dem Arbeiten in ei-
ner luxuriösen, High-End-Umgebung.“ Überhaupt wird am Ende 
bekanntlich nichts so heiß gegessen, wie es gekocht wird. Dass 
dürfte gerade für besagte Generationen Y und Z gelten. Ihre In-
konsistenz kommt nämlich auch in dieser Untersuchung wieder 
einmal schön zum Ausdruck. So wird einerseits der Wunsch nach 
begrünten Dach- und Fassadenflächen sowie die Nutzung von 
Flächen zur Lebensmittelproduktion („Urban Farming“) geäußert. 
Andererseits stößt eine Einschränkung im Arbeits- und Privatleben 
zugunsten des Umweltschutzes weitgehend auf Ablehnung, etwa 
in Form der Einführung eines limitierten Klimabudgets bei ge-
schäftlich bedingten Reisen. Von wegen Generation Greta. � ph
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